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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 11 AL 3/12 B 
 
L 18 AL 215/11 (LSG Berlin-Brandenburg) 
S 62 AL 480/11 (SG Berlin) 
 
 
 
…………………………………, 
 
 
 Kläger, Antragsteller  
 und Beschwerdeführer, 
 
 

g e g e n 
 
 
Bundesagentur für Arbeit, 
Regensburger Straße 104, 90478 Nürnberg, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

Der 11. Senat des Bundessozialgerichts hat am 30. Januar 2012 durch die Vizepräsidentin  

Dr.  W e t z e l - S t e i n w e d e l    sowie die Richter   Dr.  L e i t h e r e r    und   Dr.  F i c h t e  

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision im 

Urteil des Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg vom 30. November 2011 Prozesskosten-

hilfe zu bewilligen, wird abgelehnt.  

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im bezeichneten Urteil 

wird als unzulässig verworfen.  

 

Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten.  
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 30.11.2012 hat das Landessozialgericht Berlin-Brandenburg (LSG) einen An-

spruch des Klägers auf Gewährung von Arbeitslosenhilfe für die Zeit vom 9.9.1996 bis 9.9.1998 

verneint. Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger Beschwerde 

eingelegt und die Bewilligung von Prozesskostenhilfe (PKH) beantragt.  

 

Der Antrag auf Bewilligung von PKH ist abzulehnen.  

 

Nach § 73a Sozialgerichtsgesetz (SGG) iVm § 114 Zivilprozessordnung (ZPO) kann einem 

Beteiligten für das Verfahren vor dem Bundessozialgericht (BSG) nur dann PKH bewilligt 

werden, wenn die beabsichtigte Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet. Das 

ist hier nicht der Fall.  

 

Es kann dahinstehen, ob ein zugelassener Prozessbevollmächtigter mit einer Beschwerde 

gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des LSG einen der in § 160 Abs 2 SGG ab-

schließend aufgezählten Zulassungsgründe (grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache, Ab-

weichung von höchstrichterlicher Rechtsprechung oder Verfahrensmangel) darlegen bzw be-

zeichnen könnte. Denn die hinreichende Erfolgsaussicht ist nicht allein danach zu beurteilen, ob 

die Beschwerde Aussicht auf Erfolg hat. Vielmehr ist PKH auch dann zu versagen, wenn die 

Revision im Fall ihrer Zulassung nicht zum Erfolg führen kann (vgl BSG SozR 3-6610 Art 5 

Nr 1; BSG SozR 4-1500 § 73a Nr 2 mwN; BVerfG SozR 4-1500 § 73a Nr 3). Dies ist hier der 

Fall. 

 

Der Kläger hat unmittelbar im Klagewege am 18.2.2011 einen Anspruch auf Arbeitslosenhilfe 

(Alhi) für den betreffenden Zeitraum geltend gemacht, ohne - wie vom LSG ausgeführt - nach-

weislich zuvor einen Antrag auf die Leistung bei der Beklagten gestellt zu haben. Alhi wird aber 

nur auf Antrag bewilligt, § 323 Abs 1 iVm § 190 Abs 3 Sozialgesetzbuch Drittes Buch (in der bis 

zum 31.12.2004 gültigen Fassung). Für die Zulässigkeit der Klage fehlt es somit bereits an 

einem (ablehnenden) Verwaltungsakt (§ 54 Abs 1 SGG).  

 

Die vom Kläger persönlich eingelegte Beschwerde gegen das Urteil des LSG ist unzulässig, 

weil sie nicht von einem vor dem BSG zugelassenen Prozessbevollmächtigten (vgl § 73 Abs 4 

SGG) eingelegt worden ist. Die Verwerfung der unzulässigen Beschwerde erfolgt gemäß 

§ 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 SGG iVm § 169 S 3 SGG ohne Zuziehung der ehrenamtlichen 

Richter.  

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung des § 193 Abs 1 SGG.  
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